
Satzung des Vereins zur Be-
treuung Volljähriger (VBV)

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr

Der Verein führt den Namen „Verein zur Be-
treuung Volljähriger (VBV) e.V.", und ist im
Vereinsregister des Amtsgerichts Bad Hom-
bürg v.d.H. (10 VR 875) eingetragen.

Der Verein hat seinen Sitz in Bad Homburg
v.d.Höhe.

Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalen-
derjahr.

§ 2 Der Zweck des Vereins

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmit-
telbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke" der
Abgabenordnung.

Zweck des Vereins ist die Behinderten- und
Altenhilfe.

Der Satzungszweck wird verwirklicht insbe-
sondere durch folgende Maßnahmen:

Übernahme, Vermittlung und Unterstützung
von Maßnahmen der Betreuung kranker und
behinderter Menschen nach den Bestimmun-
gen des Bürgerlichen Gesetzbuches.

Zu den Aufgaben gehören insbesondere:

a) Bemühung um planmäßige Gewin-
nung ehrenamtlicher Betreuer, deren
Einführung in ihre Aufgaben und Be-
nennung gegenüber der Betreuungs-
behörde und dem Vormundschaftsge-
rieht,

b) Schaffung eines ständigen Angebotes
an Beratung und Unterstützung für Be-
treuer,

c) Vermittlung und Durchführung geeig-
neter Fortbildungsmaßnahmen für Be-
treuer,

d) Ermöglichung eines Erfahrungsaus-
tausches zwischen den Betreuern,

e) Bewältigung der fachlichen Anforde-
rungen vereinsmäßiger Betreuungsar-
belt durch Beschäftigung hauptamtli-
eher Mitarbeiterinnen) im Rahmen
der finanziellen Möglichkeiten,

f) Übernahme von Betreuungsaufgaben
und Koordination hauptberuflicher und
ehrenamtlicher Betreuungsarbeit.

g) Gewährleistung einer ausreichenden
Zahl geeigneter Mitarbeiter; Beaufsich-
tigung, Weiterbildung und Versiche-

rung hauptberuflicher und ehrenamtli-
eher Mitarbeiter gegen Schäden, die
ihnen selbst oder Dritten im Rahmen
der Betreuungstätigkeit erwachsen
können.

Im Rahmen seiner Aufgabenerfüllung ist der
Verein bestrebt, entsprechend dem im Betreu-
ungsgesetz verankerten „Grundsatz der Erfor-
derlichkeit" dazu beizutragen, dass alle Mög-
lichkeiten kranker und behinderter Menschen
zur Führung eines selbstbestimmten Lebens
ausgenutzt werden. Dazu gehört u.a.

Die Bereitschaft, bei der Vermittlung
tatsächlicher Hilfen und sozialer Dienste
behilflich zu sein, wenn dadurch die An-
Ordnung einer Betreuung vermieden
werden kann (Vorfeldarbeit).
Vereinsmitglieder für die Übernahme
von Verfahrenspflegschaften zu befähi-
gen und zur Verfügung zu stellen,
die Betreuungsübernahme auch von
schwierigen Fällen.

Der Verein will durch eine gezielte Offentlich-
keitsarbeit, auch gemeinsam mit anderen Insti-
tutionen, die Akzeptanz und den Stellenwert
der gesetzlichen Betreuung nachhaltig erhö-
hen.

Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel
des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßi-
gen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder
erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des
Vereins mit Ausnahme des Auslagenersatzes
oder der Aufwandsentschädigung (Ehrenamts-
pauschale). Es darf keine Person durch Aus-
gaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind,
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütun-
gen begünstigt werden.

Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins
oder bei Wegfall seines bisherigen Zweckes
fällt das Vermögen des Vereins an den Paritä-
tischen Wohlfahrtsverband Landesverband
Hessen.

Jeder Beschluss Ober die Änderung der Sat-
zung ist vor dessen Anmeldung beim Regis-
tergericht dem zuständigen Finanzamt vorzu-
legen.

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft

Mitglied des Vereins kann jede volljährige Per-
son werden. Über den schriftlichen Antrag
entscheidet der Vorstand. Der Antrag soll den
Namen, das Alter, den Beruf und die Anschrift
des Antragstellers enthalten.



§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft § 7 Der Vorstand

Die Mitgliedschaft endet
a) mit dem Tod des Mitglieds;
b) durch freiwilligen Austritt;
c) durch Ausschluss aus dem Verein.

Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche
Erklärung gegenüber einem Mitglied des Vor-
stands. Er ist nur zum Schluss eines Kalender-
Jahres unter Einhaltung einer Kündigungsfrist
von drei Monaten zulässig.

Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereins-
Interessen gröblich verstoßen hat, durch Be-
schluss des Vorstands aus dem Verein ausge-
schlössen werden. Von der Beschlussfassung
ist dem Mitglied unter Setzung einer angemes-
senen Frist Gelegenheit zu geben, sich per-
sönlich vor dem Vorstand oder schriftlich zu
rechtfertigen. Der Beschluss über den Aus-
schluss ist mit Gründen zu versehen und dem
Mitglied mittels eingeschriebenen Briefes be-
kannt zu machen. Gegen den Ausschlie-
ßungsbeschluss des Vorstands steht dem
Mitglied das Recht der Berufung an die Mit-
gliederversammlung zu. Die Berufung muss
innerhalb einer Frist von einem Monat ab Zu-
gang des Ausschließungsbeschlusses beim
Vorstand eingelegt werden. Ist die Berufung
rechtzeitig eingelegt, so hat der Vorstand in-
nerhalb von zwei Monaten die Mitgliederver-
Sammlung zur Entscheidung über die Berufung
einzuberufen. Geschieht das nicht, gilt der
Ausschließungsbeschluss als nicht erlassen.
Macht das Mitglied von dem Recht der Beru-
fung gegen den Ausschließungsbeschluss
keinen Gebrauch oder versäumt es die Beru-
fungsfrist, so unterwirft es sich damit dem Aus-
schließungsbeschluss mit der Folge, dass die
Mitgliedschaft als beendet gilt.

§5 Mitgliedsbeiträge

Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben.
Die Höhe des Jahresbeitrags und dessen
Fälligkeit werden von der Mitgliederversamm-
lung bestimmt.

Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht
befreit.

§ 6 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind:

a) der Vorstand
b) die Mitgliederversammlung.

Der Vorstand des Vereins besteht aus dem
Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsit-
zenden, dem Schatzmeister und dem Schrift-
führer.

Der Verein wird gerichtlich und außergericht-
lich durch den Vorsitzenden oder den stellver-
tretenden Vorsitzenden - zusammen mit je
einem weiteren Vorstandsmitglied - vertreten.

§ 8 Die Zuständigkeit des Vorstandes

Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des
Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die
Satzung einem anderen Vereinsorgan zuge-
wiesen sind. Er hat vor allem folgende Aufga-
ben:

1. Vorbereitung der Mitgliederversamm-
lungen und Aufstellung der Tagesord-
nungen;

2. Einberufung der Mitgliederversamm-
lung;

3. Ausführung der Beschlüsse der Mit-
gliederversammlung;

4. Aufstellung eines Haushaltsplanes für
jedes Geschäftsjahr; Buchführung; Er-
Stellung eines Jahresberichts;

5. Aufstellung von Richtlinien für den Be-
trieb der vereinseigenen Behand-
lungsstätten;

6. Abschluss und Kündigung von Ar-
beitsverträgen;

7. Beschlussfassung über Aufnahme,
Streichung und Ausschluss von Mit-
gliedern.

§ 9 Amtsdauer des Vorstandes

Der Vorstand wird von der Mitgliederversamm-
lung auf die Dauer von zwei Jahren, vom Tage
der Wahl an gerechnet, gewählt; er bleibt je-
doch bis zur Neuwahl des Vorstands im Amt.
Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wäh-
len. Wählbar sind nurVereinsmitglieder.
Scheidet ein Mitglied des Vorstands während
der Amtsperiode aus, so kann der Vorstand ein
Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer des
Ausgeschiedenen wählen.



§10 Beschlussfassung des Vorstandes

Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im allge-
meinen in Vorstandssitzungen, die vom Vorsit-
zenden, bei dessen Verhinderung vom stellver-
tretenden Vorsitzenden, schriftlich, fernmünd-
lich oder telegraphisch einberufen werden. In
jedem Fall ist eine Einberufungsfrist von einer
Woche einzuhalten. Die Tagesordnung ist
mitzuteilen. Der Vorstand ist beschlussfähig,
wenn mindestens zwei Vorstandsmitglieder,
darunter der Vorsitzende oder der stellvertre-
tende Vorsitzende, anwesend sind. Bei der
Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit
der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des
Leiters derVorstandssitzung. Die Vorstands-
Sitzung leitet der Vorsitzende, bei dessen Ver-
hinderung der stellvertretende Vorsitzende. Die
Beschlüsse des Vorstands sind zu Beweis-
zwecken in ein Beschlussbuch einzutragen
und vom Schriftführer zu unterschreiben. Die
Niederschrift soll Ort und Zeit der Vorstands-
Sitzung, die Namen der Teilnehmer, die ge-
fassten Beschlüsse und das Abstimmungser-
gebnis enthalten.

Beschlüsse des Vorstandes können bei Eilbe-
dürftigkeit auch schriftlich oder per Fax gefasst
werden, wenn alle Vorstandsmitglieder ihre
Zustimmung zu dem Verfahren schriftlich oder
per Fax erklären. Schriftlich oder per Fax ge-
fasste Vorstandsbeschlüsse sind schriftlich
niederzulegen und vom Vorsitzenden oder
Geschäftsführer zu unterschreiben.

Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in
einer Person ist unzulässig.

§11 Geschäftsführer

Der Vorstand ist befugt, einen Geschäftsführer
zu bestellen. Dessen Status ergibt sich aus §
30 BGB. Der Geschäftsführer leitet die Ge-
schäftsstelle und ist befugt, alle im Zusam-
menhang mit der Leitung der Geschäftsstelle
erforderlichen Geschäfte zu tätigen.

Lediglich die Einstellung von hauptamtlichen
Mitarbeitern und der Abschluss von Geschäf-
ten mit einem Wert von über 5.000,- - € bedarf
der Zustimmung des Vorstands.

§12 (aufgehoben)

§ 13 Die Mitgliederversammlung

In der Mitgliederversammlung hat jedes Mit-
glied - auch ein Ehrenmitglied - eine Stimme.

Die Mitgliederversammlung ist für folgende
Angelegenheiten zuständig:

1. Beschlussfassung und Genehmigung
des vom Vorstand aufgestellten Haus-
haltsplans für das nächste Geschäfts-
Jahr;

2. Entgegennahme und Beschlussfas-
sung über den Jahresbericht des Vor-
stands und die Jahresrechnung für das
vergangene Geschäftsjahr; Bericht der
Rechnungsprüfer;

3. Entlastung des Vorstands;

4. Wahl von 2 Rechnungsprüfern, die
weder dem Vorstand, noch einem vom
Vorstand berufenen Gremium angehö-
ren und auch nicht Angestellte des
Vereins sein dürfen.

5. Festsetzung der Höhe und der Fällig-
keit des Jahresbeitrages.

6. Wahl und Abberufung der Mitglieder
des Vorstands.

7. Beschlussfassung über die Berufung
gegen einen Ausschließungsbeschluss
des Vorstands.

8. Ernennung von Ehrenmitgliedern.

In Angelegenheiten, die in den Zuständigkeits-
bereich des Vorstands fallen, kann die Mitglie-
derversammlung Empfehlungen an den Vor-
stand beschließen. Der Vorstand kann seiner-
seits in Angelegenheiten seines Zuständig-
keitsbereichs die Meinung der Mitgliederver-
Sammlung einholen.

§ 14 Die Einberufung der Mitgliederver-
Sammlung

Mindestens einmal im Jahr, möglichst im letz-
ten Quartal, soll die ordentliche Mitgliederver-
Sammlung stattfinden. Sie wird vom Vorstand
unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen
schriftlich, oder per e-mail, unter Angabe der
Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit
dem auf die Absendung des Einladungsschrei-
bens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben
gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an
die letzte vom Mitglied dem Verein schriftlich
bekannt gegebene Adresse gerichtet ist. Die
Tagesordnung setzt der Vorstand fest.



§ 15 Die Beschlussfassung der
Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsit-
zenden, bei dessen Verhinderung vom stellver-
tretenden Vorsitzenden oder einem anderen
Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein Vorstands-
mitglied anwesend, bestimmt die Versamm-
lung den Leiter. Bei Wahlen kann die Ver-
sammlungsleitung für die Dauer des Wahlgan-
ges und der vorhergehenden Diskussion ei-
nern Wahlausschuss übertragen werden.

Die Art der Abstimmung bestimmt der Ver-
sammlungsleiter. Die Abstimmung muss
schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Drit-
tel der erschienenen stimmberechtigten Mit-
glieder dieses beantragt.

Die Mitgliederversammlung ist nichtöffentlich.
Der Versammlungsleiter kann Gäste zulassen.
Über die Zulassung der Presse, des Rund-
funks und des Fernsehens beschließt die Mit-
gliederversammlung.

Bei Satzungsänderung oder zur Auflösung des
Vereins ist die Mitgliederversammlung nur
beschlussfähig, wenn mindestens 10 % sämtli-
eher Vereinsmitglieder anwesend sind.

Über Satzungsänderungen und Auflösung
kann in der Mitgliederversammlung nur abge-
stimmt werden, wenn auf diesen Tagesord-
nungspunkt bereits in der Einladung hingewie-
sen wurde und der Text der beabsichtigten
Neufassung mitgeteilt wurde.
Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse
im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen Stimmen; Stimmenthaltungen
bleiben außer Betracht. Zur Änderung der
Satzung ist jedoch eine Mehrheit von % der
abgegebenen gültigen Stimmen, zur Auflösung
des Vereins eine solche von 4/5 erforderlich.
Eine Änderung des Zwecks des Vereins kann
nur mit Zustimmung aller Mitglieder beschlos-
sen werden. Die schriftliche Zustimmung der in
der Mitgliederversammlung nicht erschienenen
Mitglieder kann nur innerhalb eines Monats
gegenüber dem Vorstand erklärt werden.
Für Wahlen gilt folgendes:

Hat im ersten Wahlgang kein Kandidat die
Mehrheit der abgegebenen Stimmer erreicht,
findet eine Stichwahl zwischen den Kandidaten
statt, welche die beiden höchsten Stimmzahlen
erreicht haben.

Über die Beschlüsse der Mitgliederversamm-
lung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom
jeweiligen Versammlungsleiter zu unterzeich-
nen ist. Es soll folgende Feststellungen enthal-
ten: Ort und Zeit der Versammlung, die Person
des Versammlungsleiters, die Zahl der er-
schienenen Mitglieder, die Tagesordnung, die
einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art

der Abstimmung. Bei Satzungsänderungen soll
der genaue Wortlaut angegeben werden.
§ 16 Nachträgliche Anträge

zur Tagesordnung

Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Wo-
ehe vor dem Tag der Mitgliederversammlung
beim Vorstand schriftlich beantragen, dass
weitere Angelegenheiten nachträglich auf die
Tagesordnung gesetzt werden. DerVersamm-
lungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederver-
Sammlung die Tagesordnung entsprechend zu
ergänzen. Über Anträge auf Ergänzungen der
Tagesordnung, die erst in der Mitgliederver-
Sammlung gestellt werden, beschließt die Mit-
gliederversammlung. Zur Annahme des An-
trags ist eine Mehrheit von 3/4 der abgegebe-
nen gültigen Stimmen erforderlich.
§17 Außerordentliche Mitglieder-
Versammlungen

Der Vorstand kann jederzeit eine außerordent-
liche Mitgliederversammlung einberufen. Diese
muss einberufen werden, wenn das Interesse
des Vereins es erfordert oder wenn die Einbe-
rufung von einem Drittel aller Mitglieder schrift-
lich unter Angabe des Zwecks und der Gründe
vom Vorstand verlangt wird. Für die außeror-
dentliche Mitgliederversammlung gelten die §§
13, 14 und 15 entsprechend.

§ 18 Auflösung des Vereins und Anfallsbe-
rechtigung

Die Auflösung des Vereins kann nur in einer
Mitgliederversammlung mit der im § 15 festge-
legten Stimmenmehrheit beschlossen werden.

Sofern die Mitgliederversammlung nicht ande-
res beschließt, sind der Vorsitzende und der
stellvertretende Vorsitzende gemeinsam ver-
tretungsberichtigte Liquidatoren. Die vorste-
henden Vorschriften gelten entsprechend für
den Fall, dass der Verein aus einem anderen
Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähig-
keit verliert.

Das bei Auflösung vorhandene Vermögen fällt
an den Deutsche Paritätischen Wohnfahrts-
verband, der es ausschließlich für gemeinnüt-
zige Zwecke (möglichst für Hilfe für Senioren)
zu verwenden hat.

§19 Datenschutz
1. Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben

des Vereins werden unter Beachtung der
Datenschutzgrundverordnung und dem
Bundesdatenschutzgesetz personenbezo-
gene Daten über persönliche und sachliche
Verhältnisse der Mitglieder gespeichert,
übermittelt und verändert.

2. Mit dem Beitritt eines Mitglieds
nimmt der Verein seine Adresse, die sons-
tigen Kontaktdaten (soweit vorhanden Tele-



fön, Telefax, E-Mail), sein Geburtsdatum
und seine Bankverbindung auf. Diese In-
formationen werden in dem vereinseigenen
EDV-System gespeichert. Jedem Vereins-
mitglied wird dabei eine Mitgliedsnummer
zugeordnet. Die personenbezogenen Daten
werden durch geeignete technische und or-
ganisatorische Maßnahmen vor der Kennt-
nisnahme Dritter geschützt.

3. Jeder Betroffene hat das Recht auf:
Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO
Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO
Löschung nach Artikel 17 DS-GVO
Einschränkung der Verarbeitung nach
Artikel 18 DS-GVO
Datenübertragbarkeit nach Art.20 DS-
GVO
Widerspruch nach Art.21 DS-GVO.

4. Den Organen des Vereins und allen Mitar-
beitern des Vereins oder sonst für den Ver-
ein Tätigen ist es untersagt, personenbezo-
gene Daten unbefugt zu anderen als den
zur jeweiligen Aufgabenerfüllung gehören-
den Zwecken zu verarbeiten, bekannt zu
geben, Dritten zugänglich zu machen oder
sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch
über das Ausscheiden der oben genannten
Personen aus dem Verein hinaus.

5. Als Mitglied des DPWV ist der Verein ver-
pflichtet, seine Mitglieder an den Verband
zu melden. Übermittelt werden dabei Na-
me, Alter und Vereinsmitgliedsnummer.

6. Beim Austritt werden Name, Adresse und
Geburtsjahr des Mitglieds aus der Mitglie-
derliste gelöscht. Personenbezogene Daten
des austretenden Mitglied, die die Kassen-
Verwaltung betreffen, werden gemäß den
steuergesetzlichen Bestimmungen bis zu
zehn Jahre ab schriftlicher Bestätigung des
Austritts durch den Vorstand aufbewahrt.

Die vorstehende Satzung wurde in der Grün-
dungsversammlung vom 22.11.1988 errichtet
und in den Mitgliederversammlungen am
15.01.1992, am 08.06.1994, am 19.10.2001,
am 23.10.2009, am 10.10.2014 und am
5.10.20189eandert.

Gez. 10 Gründungsmitglieder


